
 

Satzung 
der Hansestadt Lübeck 

über die Benutzung des Rettungsdienstes  
(Rettungsdienstsatzung) 

vom 04.12.2003 
 

 
 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung (GO) Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57) in Verbindung mit § 3 des Rettungs-
dienstgesetzes (RDG), Gesetz vom 28. März 2017 (GVOBl. Schl.-H. S. 256) wird die Satzung 
über die Benutzung des Rettungsdienstes (Rettungsdienstsatzung) nach Beschlussfassung 
durch die Bürgerschaft vom 30.11. und 12.12.2017 (2. Änderung) folgende Satzung erlassen: 
 
 
 
 

§ 1 
Träger des Rettungsdienstes, 
Geltungsbereich der Satzung 

 
(1) Die Hansestadt Lübeck ist gem. § 3 Abs. 1 RDG Träger des Rettungsdienstes nach dem 

RDG für den Geltungsbereich dieser Satzung. Sie betreibt den Rettungsdienst als öffentli-
che Einrichtung durch die Berufsfeuerwehr Lübeck unter Mitwirkung der Hilfsorganisatio-
nen mit Krankentransportwagen (Krankentransporte), Rettungswagen (Notfallrettungen) 
und Notarzteinsatzwagen (Notarzttransportleistungen). 

 
(2) Die Satzung gilt für das Stadtgebiet; ausgenommen sind Notfallrettungen und Not-

arzttransportleistungen in den Stadtbezirken Brodten, Dänischburg, Teerhofsinsel und ei-
nem Teilgebiet des Stadtbezirks Vorwerk. Die ausgenommenen Stadtbezirke sind in der 
Anlage 1 detailliert dargestellt; diese Anlage ist Bestandteil dieser Satzung. Soweit Notfall-
rettungen und Notarzttransportleistungen im Rahmen der "Nächstes-Fahrzeug-Strategie" 
durch den Rettungsdienst der Hansestadt Lübeck erfolgen, gilt diese Satzung auch in den 
Stadtbezirken, die in der Anlage 1 dargestellt sind. 

 
Weiterhin gilt diese Satzung auf Grund entsprechender – mit den Kreisen Ostholstein, 
Stormarn und Herzogtum Lauenburg geschlossener öffentlich-rechtlicher Vereinbarungen 
nach § 18 und 19 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit - für Notfallrettungen 
und Notarzttransportleistungen, in den Kreisen Stormarn und Herzogtum Lauenburg auch 
für den Krankentransport – über das Gebiet der Hansestadt Lübeck hinaus in Teilgebieten 
dieser Kreisgebiete. Der Hansestadt Lübeck ist insoweit das Satzungsrecht übertragen 
worden, ausgenommen "Nächstes-Fahrzeug-Strategie". 

 
Im Einzelnen handelt es sich um folgende Teilgebiete: 

a) im Kreis Ostholstein um die Ortsteile 
• Ovendorf und 
• Kreuzkamp der Gemeinde Ratekau 

 
b) im Kreis Stormarn um die Gemeinde 

• Mönkhagen 
• Badendorf 

 
c) im Kreis Herzogtum Lauenburg um die Gemeinden 

• Groß Grönau 
• Groß Sarau (nur Ortsteil Seekrug) 
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• Groß Schenkenberg und 
• Krummesse 

 
Die jeweilige, exakte räumliche Abgrenzung ist bei Ortsteilen aus den Anlagen 2, 4 und 5 
(Lageplan und Straßenverzeichnis), die Bestandteile dieser Satzung sind, ersichtlich. 

 
 
 
 

§ 2 
Benutzerin und Benutzer des Rettungsdienstes, 

öffentlich-rechtlliches Benutzungsverhältnis 
 
(1)  Benutzerin oder Benutzer des Rettungsdienstes ist diejenige Person, die den Rettungs-

dienst in Anspruch nimmt. Das Benutzungsverhältnis beginnt mit dem Einsatz des Ret-
tungsdienstes und endet mit der Beendigung des Transportes an der vorgesehenen Stel-
le. Der Einsatz beginnt mit dem Ausrücken zum Einsatzort, der durch Mitteilung der Be-
satzung markiert wird. Bei Leistungen ohne Transportleistungen endet das Benutzungs-
verhältnis mit Beendigung dieser Leistungen. 

 
(2)  Mit der Inanspruchnahme des Rettungsdienstes wird ein öffentlich-rechtliches Benut-

zungsverhältnis begründet. 
 
(3) Die Benutzerin oder der Benutzer des Rettungsdienstes ist Schuldnerin oder Schuldner 

des Entgeltes. 
 
 
 
 

§ 3 
Entgelt für die Benutzung des Rettungsdienstes 

 
(1)  Die Hansestadt Lübeck hat gem. § 7 Abs. 1 RDG für ihren Rettungsdienstbereich mit den 

gesetzlichen Krankenkassen oder deren Verbänden und dem Landesausschuss Schles-
wig-Holstein des Verbandes der privaten Krankenversicherung (Kostenträger) Benut-
zungsentgelte für die Leistungen des Rettungsdienstes vereinbart. 

 
(2) Die nach § 7 RDG vereinbarten Benutzungsentgelte gelten gem. § 7 Abs. 5 RDG unmit-

telbar gegenüber allen Benutzerinnen und Benutzern des Rettungsdienstes, den Gemein-
den als Behörden für Brandschutz und technische Hilfeleistung und allen Kostenträgern 
gemäß § 7 Abs. 1 RDG. 

 
 
 
 

§ 4 
Höhe der Benutzungsentgelte 

 
Die Höhe der Benutzungsentgelte bestimmt sich durch die jeweils geltende Entgeltvereinbarung 
nach § 7 RDG. Die jeweils vereinbarten Benutzungsentgelte werden veröffentlicht. 
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§ 5 
Entstehen des Benutzungsentgelts 

 
Die Benutzungsentgelte entstehen mit dem Einsatzbeginn des Rettungsdienstes.  
 
 
 

§ 6 
Abrechnung der Benutzungsentgelte 

 
(1) Soweit Benutzerinnen und Benutzer bei den Kostenträgern gem. § 7 Abs. 1 RDG versi-

chert sind, wird die erbrachte Leistung auf der Grundlage der abgeschlossenen Entgelt-
vereinbarung unmittelbar mit den Kostenträgern abgerechnet. 

 
(2) Der Fälligkeitstermin bei der Entgeltanforderung über einen Leistungsbescheid wird durch 

den Bescheid festgesetzt, im Übrigen gelten die Regelungen der Entgeltvereinbarung.  
 
 
 
 

§ 7 
Inkrafttreten dieser Satzung, 

 
 
Diese Satzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntgabe in Kraft. 
 
 
 
Lübeck, den 23.01.2018 
 
 
Der Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 








